
 
Newsletter – November 2018 
Arbeits-, Pflege-, Wirtschafts- und Notarrecht  
 
„Wenn ein unordentlicher Schreibtisch einen unordentlichen Geist reprä-
sentiert, was sagt dann ein leerer Schreibtisch über den Menschen aus, 
der ihn benutzt?“, so der Physiker Albert Einstein. Daher sollte man sich 
doch vor dem Jahresende über einen vollen Schreitisch freuen... 
  
 
Arbeitsrecht: 
 

 
 
Der flächendeckende Mindestlohn soll in der Pflegebranche durch eine 
Allgemeinverbindlichkeitsklausel gemäß § 5 TVG für alle Pflegekräfte 
verbindlich geregelt werden. Hierbei darf das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales einen Tarifvertrag im Einvernehmen mit einem aus je drei Ver-
tretern der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer 
bestehenden Ausschuss (Tarifausschuss) auf gemeinsamen Antrag der 
Tarifvertragsparteien für allgemeinverbindlich erklären, wenn die Allge-
meinverbindlicherklärung im öffentlichen Interesse geboten ist. Die Allge-
meinverbindlicherklärung erscheint in der Regel im öffentlichen Interesse 
geboten, wenn der Tarifvertrag in seinem Geltungsbereich für die Gestal-
tung der Arbeitsbedingungen überwiegende Bedeutung erlangt hat oder 
die Absicherung der Wirksamkeit der tarifvertraglichen Normsetzung gegen 
die Folgen wirtschaftlicher Fehlentwicklung eine Allgemeinverbindlicherklä-
rung verlangt. 
 
Daher ist es interessant, dass das Bundesarbeitsgericht am 20.11.2018 (10 
ABR 12/18) für die Baubranche beschlossen hat, dass die Allgemeinver-
bindlicherklärung vom 04.05.2016 des Tarifvertrags über das Sozialkas-
senverfahren im Baugewerbe wirksam ist. 
 
Auf Antrag der Tarifvertragsparteien des Baugewerbes hat das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales (BMAS) am 04.05.2016 nach § 5 TVG den 
Tarifvertrag über das Sozialkassenverfahren im Baugewerbe (VTV) vom 3. 
Mai 2013 in der Fassung vom 24.11.2015 mit bereits im Antrag enthaltenen 
Einschränkungen bezüglich des betrieblichen Geltungsbereichs („Große 
Einschränkungsklausel“) für allgemeinverbindlich erklärt. 
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Bei der klagenden Antragstellerin handelt es sich um eine Arbeitgeberin, 
die nicht Mitglied einer tarifvertragsschließenden Arbeitgebervereinigung 
ist und deshalb nur auf der Grundlage der Allgemeinverbindlicherklärung 
zu Beitragszahlungen herangezogen wurde. Sie hat die Auffassung vertre-
ten, die Allgemeinverbindlicherklärung sei unwirksam. 
 
Die vom Landesarbeitsgericht zugelassene Rechtsbeschwerde hatte vor 
dem Bundesarbeitsgerichts keinen Erfolg. Die angegriffene Allgemeinver-
bindlicherklärung ist wirksam. Die von § 5 TVG begründeten Vorausset-
zungen waren erfüllt. Verfassungsrechtliche Bedenken gegen § 5 TVG 
neuer Fassung hat das Bundesarbeitsgericht nicht. Vernünftige Zweifel an 
der Tariffähigkeit oder der Tarifzuständigkeit der Tarifvertragsparteien des 
Baugewerbes bestanden nicht. Das BMAS durfte annehmen, dass der Er-
lass der angegriffenen Allgemeinverbindlicherklärung im öffentlichen Inte-
resse geboten erschien. 
   
 
Wirtschaftsrecht und Notarrecht:  
 

 
 
Die Tätigkeit in einem Aufsichtsrat kann mit Blick auf etwaige Schadener-
satzansprüche risikoreich sein. Der Bundesgerichtshof hat in einem Urteil 
vom 18.09.2018 (II ZR 152/17) geklärt, wann eine Verjährung von Scha-
densersatzansprüchen einer Aktiengesellschaft gegen ein Aufsichts-
ratsmitglied endet. 
 
Die Verjährung von Schadensersatzansprüchen einer Aktiengesellschaft 
gegen ein Aufsichtsratsmitglied gemäß § 116 Satz 1, § 93 Absatz 2, Absatz 
6 AktG wegen Verjährenlassens von Ersatzansprüchen der Gesellschaft 
gegen ein Vorstandsmitglied beginnt gemäß § 200 Satz 1 BGB mit dem 
Zeitpunkt der Verjährung des Ersatzanspruchs der Gesellschaft gegen das 
Vorstandsmitglied. Das gilt auch dann, wenn der Ersatzanspruch der Ge-
sellschaft gegen das Vorstandsmitglied darauf beruht, dass dieses Einla-
gen an das Aufsichtsratsmitglied zurückgewährt hat. 
 
Als Aufsichtsrat war der Beklagte verpflichtet, eigenverantwortlich das Be-
stehen von Schadensersatzansprüchen der Gesellschaft gegenüber Vor-
standsmitgliedern aus ihrer organschaftlichen Tätigkeit zu prüfen und, so-
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weit die gesetzlichen Voraussetzungen dafür vorlagen, solche unter Be-
achtung des Gesetzes- und Satzungsrechts und der von ihm vorgegebe-
nen Maßstäbe zu verfolgen. Diese Verpflichtung ergibt sich einmal aus der 
Aufgabe des Aufsichtsrats, die Geschäftsführung des Vorstands zu über-
wachen (§ 111 Absatz 1 AktG), wovon auch abgeschlossene Geschäfts-
vorgänge erfasst werden, zum anderen daraus, dass der Aufsichtsrat die 
Gesellschaft gegenüber Vorstandsmitgliedern gerichtlich und außergericht-
lich vertritt. Kommt er dieser Pflicht nicht nach, kann er der Gesellschaft 
nach § 116 Satz 1, § 93 Absatz 2 Satz 1 AktG zum Schadensersatz ver-
pflichtet sein. Die Verjährung dieses Schadensersatzanspruchs richtet sich 
nach § 116 Absatz 1 Satz 1, § 93 Absatz 6 AktG und beginnt nach allge-
meinen Grundsätzen gemäß § 200 Satz 1 BGB mit der Entstehung des 
Anspruchs. Das war hier der Zeitpunkt, in dem etwaige Ersatzansprüche 
der Klägerin gegen den Vorstand wegen der streitgegenständlichen Zah-
lungen verjährt sind. 
 
   
Pflegerecht:     
 

 
 
Das niedersächsische Pflegekammergesetz ist verfassungsgemäß. 
Dies hat das Verwaltungsgericht Hannover in mehreren Urteilen vom 
07.11.2018 klargestellt und die Klagen zweier Gesundheits- und Kranken-
pflegerinnen gegen ihre Pflichtmitgliedschaft abgewiesen (Az.: 7 A 5658/17 
und 7 A 6876/18). Außer in Niedersachsen bestehen derzeit nur in Rhein-
land-Pfalz und in Schleswig-Holstein Pflegekammern mit Pflichtmitglied-
schaft. 
 
Die Klage einer Gesundheits- und Krankenpflegerin gegen ihre Pflichtmit-
gliedschaft in der im Jahr 2017 eingerichteten Pflegekammer Niedersach-
sen blieb ohne Erfolg (Az.: 7 A 5658/17). Das VG kam zu dem Schluss, 
dass der niedersächsische Landesgesetzgeber mit dem Erlass des Geset-
zes innerhalb der ihm zustehenden Gesetzgebungskompetenz gehandelt 
hat und die Pflichtmitgliedschaft der Klägerin in der Pflegekammer sowie 
ihre Beitragspflicht nicht gegen ihre Grundrechte verstoßen. Die Errichtung 
der Pflegekammer verfolgt nach Auffassung des Gerichts einen legitimen 
Zweck und ist auch sonst verhältnismäßig.  
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Über uns: 
 

 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar ist eine der führenden 
wirtschaftsberatenden Rechtsanwalts- und Notarkanzleien für Pflegeunter-
nehmen. Der Schwerpunkt unserer Beratung ist die Pflegewirtschaft. Wir 
beraten Unternehmen, Körperschaften und Verbände in allen Fragen des 
Wirtschafts-, Arbeits- und Pflegerechts bundesweit. Ferner gehören Unter-
nehmensverkäufe und Umstrukturierungen zu unseren Stärken. Zudem 
bieten wir unsere Beratung „rund um die Pflegeimmobilie“ an. Wir verste-
hen uns als Berater von Unternehmen und haben über die grundständige 
Rechtsberatung hinaus stets die optimale wirtschaftliche Lösung für unse-
re Mandanten im Blick. Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar ar-
beitet mit Steuer-, Unternehmensberatern und Notaren zusammen. So 
werden wir den Erfordernissen von komplexen Mandaten gerecht. 
 
Bochum ist unser Standort. Hier besteht eine gute verkehrstechnische An-
bindung zu den Mandanten. Außerdem befindet sich Bochum „in der Mitte 
der Metropole Ruhr“, dem führenden und aufregendsten Wirtschaftsstand-
ort Deutschlands. 
  
Neben der Rechts- und Unternehmensberatung bieten wir regelmäßig Se-
minarveranstaltungen für Unternehmen und Fachverbände zu ausgewähl-
ten Themen an. 
 
Rückfragen? Beantworten wir gerne persönlich. 
 
Dr. Ulbrich & Kaminski Rechtsanwälte I Notar 
Grabenstr. 12 
Kortumhaus 
44787 Bochum 
Telefon +49 (0)234 579 521-0 
Telefax +49 (0)234 579 521-21 
E-Mail: kontakt@ulbrich-kaminski.de 
www.ulbrich-kaminski.de 
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Datenschutz: 
 
Da am 25.05.2018 die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in Kraft ge-
treten ist, möchten wir unsere bisherigen Leser unseres Newsletters auf die 
folgende Datenschutzerklärung hinweisen. Mit dieser möchten wir Sie über 
die Art, den Umfang und den Zweck der Erhebung und Verwendung per-
sonenbezogener Daten durch den Websitebetreiber www.ulbrich-
kaminski.de informieren. Gemäß § 7 Absatz 3 UWG werden wir Ihre 
Mailadresse für den Versand des Newsletters auch weiterhin ohne Ihre 
ausdrückliche Einwilligung verwenden. Für alle neuen Leser unseres 
Newsletters ab dem 25.05.2018 holen wir eine gesonderte schrftliche Ein-
willigung ein.  
 
Der Websitebetreiber nimmt Ihren Datenschutz sehr ernst und behandelt 
Ihre personenbezogenen Daten vertraulich und entsprechend den gesetzli-
chen Vorschriften. Bedenken Sie, dass die Datenübertragung im Internet 
grundsätzlich mit Sicherheitslücken bedacht sein kann. Ein vollumfängli-
cher Schutz vor dem Zugriff durch Fremde ist nicht realisierbar.  
 
Der Websitebetreiber bzw. Seitenprovider erhebt Daten bei der Anmeldung 
zum Newsletter. Die erhobenen Daten werden ausschließlich zur Versen-
dung des Newsletter verwendet und nicht an Dritte übermittelt. Erhoben 
werden: 
 
• Name, Vorname 
• E-Mail-Adresse 

 
Der Websitebetreiber erhebt, nutzt und gibt Ihre personenbezogenen Da-
ten nur dann weiter, wenn dies im gesetzlichen Rahmen erlaubt ist oder 
Sie in die Datenerhebung einwilligen. Als personenbezogene Daten gelten 
sämtliche Informationen, welche dazu dienen, Ihre Person zu bestimmen 
und welche zu Ihnen zurückverfolgt werden können – also beispielsweise 
Ihr Name, Ihre E-Mail-Adresse und Telefonnummer. 
 
Nehmen Sie mit dem Websitebetreiber durch die angebotenen Kontakt-
möglichkeiten Verbindung auf, werden Ihre Angaben gespeichert, damit 
auf diese zur Bearbeitung und Beantwortung Ihrer Anfrage zurückgegriffen 
werden kann. Ohne Ihre Einwilligung werden diese Daten nicht an Dritte 
weitergegeben. Sie als Nutzer erhalten auf Antrag Ihrerseits kostenlose 
Auskunft darüber, welche personenbezogenen Daten über Sie gespeichert 
wurden. Sofern Ihr Wunsch nicht mit einer gesetzlichen Pflicht zur Aufbe-
wahrung von Daten (z. B. Vorratsdatenspeicherung) kollidiert, haben Sie 
ein Anrecht auf Berichtigung falscher Daten und auf die Sperrung oder 
Löschung Ihrer personenbezogenen Daten. Ferner möchten wir klarstellen, 
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dass Sie jederzeit der Erhebung und Verwendung Ihrer Daten widerspre-
chen können. Ebenfalls können Sie unproblematisch durch eine Mail an 
unsere Kanzlei derweiteren Zusendung unseres Newsletters widerspre-
chen.  
 
 


